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Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling
von Rotthege
Wassermann

Mietrecht. Vereinbarungen über Um-
und Ausbauarbeiten und dazu, wer diese
vornimmt und bezahlt, haben wesentliche
Bedeutung für das Mietverhältnis und
unterliegen deshalb dem
Schriftformerfordernis.

OLG München, Urteil vom 6. August 2020,
Az. 32 U 4004/18

Um- und Ausbauten müssen
schriftlich vereinbart werden
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DER FALL

In einem Gewerbemietvertrag wurde ver-
einbart, dass der Mieter Einrichtungen
innerhalb der Mieträume, darunter auch
Sonnenschutzeinrichtungen, erhalten
muss. DieMietsachewurde zunächst über
Außenrollos verschattet, für deren Erhal-
tung der Vermieter zuständig war. Die
Außenrollos entfernte der Vermieter aber
später im Rahmen von Sanierungsmaß-
nahmen an der Immobilie und erneute sie

aus Kostengründen auch nicht. Vielmehr
vereinbarten die Parteien mündlich, dass
der Vermieter an vom Mieter gewünsch-
ten Stellen innenliegende Rollos anbringt;
einen Nachtrag zum Mietvertrag schlos-
sen sie aber nicht. Der Mieter kündigte
deswegen später das Mietverhältnis vor-
zeitig unter Berufung auf einen Schrift-
formmangel gemäß § 550 BGB. Zu Recht?
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DIE FOLGEN

Ja! Der Mieter durfte das Mietverhältnis
vorzeitig mit ordentlicher Kündigungsfrist
kündigen. Die Parteien haben über die
Verschattungder Fenster einewesentliche
Abrede getroffen, und dazu wäre ein
schriftformgemäßer Nachtrag zum Miet-
vertrag nötig geworden. Dadurch, dass
Vermieter und Mieter bloß mündlich die
Entfernung der Außenrollos und das
Anbringen von Innenrollos vereinbart
haben, haben sie die mietvertraglichen
Vereinbarungen zur Instandhaltung und
-setzung in einem wichtigen Punkt abge-
ändert. Denn die Erhaltungspflicht für die
Außenrollos traf zunächst den Vermieter.

Darauf hat der Mieter im Nachhinein ver-
zichtet und innenliegende Rollos akzep-
tiert, die er laut Mietvertrag erhalten
musste. Da es keine schriftliche Vereinba-
rung gibt, ist für einen möglichen Erwer-
ber der Immobilie nicht erkennbar, ob
und inwieweit der Mieter Anspruch auf
Außenrollos oder auf weitere Innenrollos
hat. Wegen der erheblichen Auswirkung
auf den vertragsgemäßen Gebrauch und
auch wegen der Kosten, die mit dem
Befestigen von Außenrollos verbunden
sind, handelt es sich um eine für die Par-
teien wesentliche Vereinbarung, die dem
Schriftformerfordernis unterliegt.
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WAS IST ZU TUN?

Nach der Rechtsprechung bedürfen zu-
mindest alle wesentlichen Nebenabreden
zu einem Mietvertrag der Schriftform.
Dies ist immer dann der Fall, wenn solche
Nebenabreden den Inhalt des Miet-
verhältnisses gestalten und nach dem
Willen der Parteien wesentliche Bedeu-
tung haben. Um Streitigkeiten über die
Wesentlichkeit einer solchen Nebenab-

rede und einen damitmöglicherweise ver-
bundenen Schriftformverstoß zu vermei-
den, sollten vorsorglich alle Vereinbarun-
gen, die das Mietverhältnis betreffen, in
einem schriftformkonformen Nachtrag
zum Mietvertrag dokumentiert werden –
auchwenn dies imEinzelfall einen großen
verwaltungstechnischen Aufwand bedeu-
ten kann. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Roland Fabian
von Bryan Cave
Leighton Paisner

Quelle: BCLP

Steuerrecht. Wird in einem
Grundstückskaufvertrag ein befristetes Recht
auf Benennung eines Erwerbers vereinbart,
beginnt die zehnjährige Spekulationsfrist
dennoch mit dem Vertragsschluss zu laufen.

FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 4. Juni 2020,
Az. 10 K 10154/15 (nicht rechtskräftig)

Spekulationsfrist gilt auch bei
Vertrag unter Bedingungen
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DER FALL

Die Kläger beurkundeten am 21. Septem-
ber 2000 einen Kaufvertrag über mehrere
Grundstücke. Ihnen wurde das Recht ein-
geräumt, bis zum 31. Juni 2002 Käufer zu
benennen. Sollte dies bis dahin nicht
erfolgt sein, sollten die Kläger als Käufer
der Immobilien anzusehen sein. Für eines
der Objekt benannten die Kläger sich am
20. August 2001 selbst als Käufer. Die
Immobilie wurde schließlich am
25. Februar 2011 veräußert. Die Kläger
und das Finanzamt streiten nun darüber,
ob dabei die zehnjährige Haltefrist gemäß

§ 23 EStG eingehalten worden ist. Strittig
ist dabei nicht der Zeitpunkt des Verkaufs,
sondern der Zeitpunkt der Anschaffung.
Das Finanzamt geht davon aus, dass die
Anschaffung im Jahr 2001 erfolgte, als die
Kläger sich selbst als Käufer benannten.
Denn erst da haben sie sich verbindlich
verpflichtet. Damit wäre der Weiterver-
kauf innerhalb der Zehnjahresfrist erfolgt.
Die Kläger dagegen legen die notarielle
Beurkundung im September 2000 als
Maßstab an und gehen davon aus, dass
der Verkauf im Jahr 2011 steuerfrei ist.
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DIE FOLGEN

Der Verkauf ist steuerfrei, die Immobilie
wurde nicht innerhalb der Spekulations-
frist veräußert, hat das FG entschieden.
Die Revision ist beim BFH anhängig
(Az. IX R 12/20). Die Entscheidung des FG
ist zutreffend, aber die Begründung über-
zeugt nicht. Das Gericht sieht in dem
Benennungsrecht eine „Potestativbedin-
gung“, bei der sich der Verkäufer endgül-
tig bindet und auch der Käufer sich schon
auf den Inhalt des Vertrags festgelegt hat,
auch wenn er noch nicht Partei des Ver-
trags ist. Anderes soll lediglich bei der
sogenannten Wollensbedingung gelten;
hier ist inWahrheit noch keine Rechtsbin-

dung eingetreten. Tatsächlich ist aber
auch die Potestativbedingung eine Wol-
lensbedingung, und die Differenzierung
passt in diesem Fall nicht wirklich. Man
kommt aber zum gleichen Ergebnis, wenn
man im Rahmen der ergänzenden Ver-
tragsauslegung erkennt, dass hier ein Ver-
trag mit einer auflösenden Bedingung
geschlossen worden ist. Die auflösende
Bedingung war es, einen anderen Käufer
zu benennen. Insofern ist es richtig, dass
es auf den früheren Zeitpunkt ankommt.
Denn die auflösende Bedingung ist für die
Immobilie schlicht nicht eingetreten.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung ist deshalb interessant,
weil sie einmal mehr daran erinnert, dass
Vertragsabschlüsse unter Bedingungen
nicht dazu geeignet sind, die Spekula-
tionsfrist zu vermeiden. In der Beratungs-
praxis sollte man kein Risiko eingehen

und die zehn Jahre vollständig abwarten.
Wenn es nicht anders geht, kann man
alternativmit Angeboten arbeiten, die erst
nach der Haltefrist angenommen werden
dürfen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking Kühn
Lüer Wojtek
Quelle: Heuking

Vergaberecht. Der Sieger eines
Planungswettbewerbs erhält einen
Vorsprung bei der Vergabe des
Planungsauftrags, muss aber nicht
zwangsläufig beauftragt werden.

VK Hessen, Beschluss vom 21. Januar 2020,
Az. 69d-VK-17/2019

Wettbewerbssieger kann bei der
Auftragsvergabe leer ausgehen
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DER FALL

Eine hessische Großstadt hat einen Pla-
nungswettbewerb für ein neues Verwal-
tungsgebäude durchgeführt. Das Archi-
tekturbüro, das als Sieger hervorgegangen
ist, hat im anschließenden Verhandlungs-
verfahren umden Planungsauftrag jedoch
nicht den Zuschlag erhalten. Stattdessen
sollte das im Wettbewerb zweitplatzierte
Büro mit den Planungsleistungen beauf-
tragt werden. Die erstplatzierten Architek-
tenhabendiese Entscheidung vor der Ver-

gabekammer angefochten. Nach ihrer
Auffassung hätten sie den Auftrag schon
deshalb erhaltenmüssen, weil sie den Pla-
nungswettbewerb gewonnen haben. Die
Kammer hat den Antrag jedoch zurück-
gewiesen. In den Bewertungskriterien
war das Wettbewerbsergebnis mit 60%
berücksichtigt. Das war ausreichend,
reichte aber hier für die klagenden Archi-
tekten nicht aus.
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DIE FOLGEN

Planungswettbewerbe bieten gerade jun-
gen Büros große Chancen: Anonym
bewertet gewinnt das Büro, das nachMei-
nungder Jury den kreativstenEntwurf ein-
gereicht hat. Keine Aussage trifft derWett-
bewerb aber darüber, ob mit der Realisie-
rung auch ein wirtschaftliches Gebäude
entstehen würde. Ebenfalls nicht geprüft
wird die Kompetenz des Büros bei der
Bauausführung. Trotzdem sehen die ein-
schlägigen Richtlinien für Planungswett-
bewerbe (RPW) vor, dass der Sieger des
Wettbewerbs in der Regel auch den Pla-
nungsauftrag erhalten soll. Daher ist das
Instrument des Planungswettbewerbs

erheblicher Kritik ausgesetzt: Kritisiert
wird, dass die RPW eine unwirtschaftliche
Realisierung förderten. Sie bötenauchkei-
nen Anreiz, dass sich junge und erfahrene
Büros gemeinsam bewerben. Denn der
Wettbewerbssieger ist ja ohnehin für den
Planungsauftrag gesetzt. Die Entschei-
dung der VK Hessen greift diese Fragen
nicht auf, sondern entscheidet wie die bis-
herige Rechtsprechung, dass der Wettbe-
werbssieger einen komfortablen Vor-
sprung erhält. Der Sieger hat hier nur des-
halb den Auftrag nicht erhalten, weil er
sich offensichtlich als völlig ungeeignet für
die Durchführung erwiesen hat.
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WAS IST ZU TUN?

Planungswettbewerbe müssen vom Kopf
auf die Füße gestellt werden: Bereits im
Wettbewerb selbst ist die Wirtschaftlich-
keit mit abzuprüfen. Dies kann beispiels-
weise dadurch erfolgen, dass Elemente
des Building Information Modeling (BIM)
indieWettbewerbswertung integriertwer-
den. Bei der Auswahl des Planungsbüros

im Anschluss an den Wettbewerb müssen
Effizienz und Erfahrung im Vordergrund
stehen. Dies wird in der Praxis dazu füh-
ren, dass sich junge und kreative mit
erfahrenen Architekten gemeinsam
bewerben. Nur auf diese Weise lässt sich
sicherstellen, dass die Durchführung effi-
zient erfolgt. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Fleckenstein

von Luther
Quelle: Luther

Öffentliches Recht. Gibt es konkrete Zweifel
an der Standsicherheit eines Gebäudes,
kann die Bauaufsichtsbehörde vom
Eigentümer verlangen, ein
Sachverständigengutachten zum
Sicherheitszustand vorzulegen.

OVG Münster, Beschluss vom 20. Juli 2020,
Az. 2 A 2321/19

Eigentümer von marodem Haus
muss Standsicherheit beweisen
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DER FALL

Der Eigentümer einer Immobilie wandte
sich gegen eine Ordnungsverfügung der
Bauaufsicht. Darin wurde ihm aufgege-
ben, die Verkehrs- und Standsicherheit
seines Hauses durch ein Sachverständi-
gengutachten nachzuweisen. Bei Ortsbe-
sichtigungen war der Bauaufsicht aufge-
fallen, dass die Fassade seines Gebäudes
marode war und Rissbildungen aufwies;
zuvor hatten sich Dachziegel gelöst. Dies

rief Zweifel am Sicherheitszustand des
Gebäudes hervor. Der Eigentümer hielt
die Ordnungsverfügung für rechtswidrig:
Die Bauaufsicht hätte sich gemäß dem
Amtsermittlungsgrundsatz selbst von der
Standsicherheit überzeugen müssen und
ihre Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung
nicht auf ihn abwälzen dürfen, indem sie
von ihm ein Gutachten verlangt.
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DIE FOLGEN

DasGericht bestätigte dieOrdnungsverfü-
gung: Die bauordnungsrechtliche Gene-
ralklausel ermächtigt die Bauaufsichts-
behörde, gegenüber dem Gebäudeeigen-
tümer Maßnahmen zu treffen, die der
Gefahrenerforschung dienen. Dies um-
fasst auch, den Eigentümer zur Vorlage
eines Sachverständigengutachtens zu ver-
pflichten, sofern berechtigte Zweifel an
der Verkehrs- und Standsicherheit eines
Gebäudes bestehen. Auf Grundlage des

Gutachtens kann die Bauaufsichtsbe-
hörde dann entscheiden, ob weitereMaß-
nahmen notwendig sind. Entgegen der
Auffassung des Klägers entzieht sich die
Behörde nicht ihrer gesetzlichen Pflicht
zur eigenen Sachverhaltsaufklärung. Viel-
mehr stellt das Verlangen eines gutachter-
lichen Nachweises gerade ein ordnungs-
gemäßesMittel im Rahmen der Gefahren-
erforschung dafür dar.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung zeigt eindrücklich den
Charakter des Bauordnungsrechts als
besonderes Gefahrenabwehrrecht. Die
Bauordnungen aller Länder enthalten
eine Generalklausel, die den Behörden
ermöglicht, „die erforderlichen Maßnah-
men“ zur Durchsetzung des Baurechts zu
ergreifen. Ist wie hier unklar, ob eine echte
Gefahrensituation besteht, muss die
Behörde die Situation im Sinne einer
„Gefahrenerforschung“ aufklären. Dabei
kann das Einholen eines Gutachtens eine
erforderliche Maßnahme sein, die nach

der Rechtsprechung bei objektiven Zwei-
feln am Sicherheitszustand eines Gebäu-
des auch vom Eigentümer verlangt wer-
den kann. Eigentümer augenscheinlich
maroder Gebäude mit zweifelhaftem
Sicherheitszustand können daher nicht
darauf vertrauen, dass die Behörde erst
bei echter Gefahr eingreift. Vielmehr
müssen sie damit rechnen, zuvor zum
Ausräumen der Zweifel verpflichtet zu
werden – sei es durch ein Sachverständi-
gengutachten oder auf einem anderen
Weg. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE

Quelle: Rotthege Wassermann, Urheber: Matthias Olbrich


